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  VORwORt

das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom  
28. Juli 1951 ist das Fundament des internationalen Flüchtlings-
rechts. die genfer Flüchtlingskonvention (gFK) definiert den be-
griff ‚Flüchtling‘ und legt mindeststandards für die behandlung von  
Personen fest, welche die Voraussetzungen der Flüchtlingseigenschaft 
erfüllen. Kernstück des Abkommens ist das gebot des sogenann-
ten non-Refoulement (nicht-Zurückweisung), das den individuellen 
schutzanspruch gegenüber dem unterzeichnerstaat vor Abschiebung 
in eine Verfolungsgefahr manifestiert.

da das Abkommen kurz nach dem Zweiten weltkrieg entstand, ist die 
darin enthaltene definition des Flüchtlingsbegriffs auf Personen be-
zogen, die sich außerhalb ihres herkunftslandes befinden und infol-
ge von ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 und je nach erklä-
rung des Vertragsstaates in europa oder auch anderswo eingetreten 
sind, zu Flüchtlingen wurden. Angesichts neuer Flüchtlingskrisen in 
den fünfziger und sechziger Jahren wurde es notwendig, sowohl den 
zeitlichen als auch den geographischen Anwendungsbereich der gen-
fer Flüchtlingskonvention auszuweiten, weshalb ein Protokoll zum Ab-
kommen ausgearbeitet und verabschiedet wurde, das Protokoll über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. Januar 1967 (“new Yorker 
Protokoll”).

unhcR erhielt durch seine im dezember 1950 von der general-
versammlung der Vereinten nationen verabschiedete satzung den  
Auftrag, für den internationalen Rechtsschutz der Flüchtlinge zu sor-
gen und dauerhafte lösungen für ihre Probleme zu suchen. dazu ge-
hört nach Art. 35 gFK auch, die umsetzung des Abkommens zu über-
wachen.

berlin, im Februar 2015
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In dem wunsche, dass alle staaten in Anerkennung des sozia-
len und humanitären charakters des Flüchtlingsproblems alles in  
ihrer macht stehende tun, um zu vermeiden, dass dieses Problem 
zwischenstaatliche spannungen verursacht,

In AneRKenntnIs dessen, dass dem hohen Kommissar der Ver-
einten nationen für Flüchtlinge die Aufgabe obliegt, die durchfüh-
rung der internationalen Abkommen zum schutz der Flüchtlinge zu 
überwachen, und dass eine wirksame Koordinierung der zur lösung 
dieses Problems getroffenen maßnahmen von der Zusammenarbeit 
der staaten mit dem hohem Kommissar abhängen wird,

hAben FOlgendes VeReInbARt:

   AbKOmmen übeR dIe Rechtsstellung    
deR FlüchtlInge VOm 28. JulI 1951

verkündet mit gesetz vom 01.09.1953 (bgb. II s. 559), in Kraft  
getreten am 22.04.1954 gemäß bekanntmachung des bundes- 
ministers des Auswärtigen vom 25.04.1954 (bgb 1. II s. 619)

  PRäAmbel

dIe hOhen VeRtRAgschlIessenden teIle

In deR eRwägung, dass die satzung der Vereinten nationen und 
die am 10. dezember 1948 von der generalversammlung angenom-
mene Allgemeine erklärung der menschenrechte den grundsatz be-
stätigt haben, dass die menschen ohne unterschied die menschen-
rechte und grundfreiheiten genießen sollen,

In deR eRwägung, dass die Organisation der Vereinten nationen 
wiederholt die tiefe Verantwortung zum Ausdruck gebracht hat, die 
sie für die Flüchtlinge empfindet, und sich bemüht hat, diesen in 
möglichst großem umfange die Ausübung der menschenrechte und 
der grundfreiheiten zu sichern,

In deR eRwägung, dass es wünschenswert ist, frühere interna-
tionale Vereinbarungen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge zu  
revidieren und zusammenzufassen und den Anwendungsbereich 
dieser Regelungen sowie den dadurch gewährleisteten schutz durch 
eine neue Vereinbarung zu erweitern,

In deR eRwägung, dass sich aus der gewährung des Asylrechts 
nicht zumutbare schwere belastungen für einzelne länder ergeben 
können und dass eine befriedigende lösung des Problems, dessen 
internationalen umfang und charakter die Organisation der Verein-
ten nationen anerkannt hat, ohne internationale Zusammenarbeit 
unter diesen umständen nicht erreicht werden kann,
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des der länder, dessen staatsangehörigkeit diese Person hat. Als 
des schutzes des landes, dessen staatsangehörigkeit sie hat, be-
raubt, gilt nicht eine Person, die ohne einen stichhaltigen, auf  eine 
begründete befürchtung gestützten grund den schutz eines der 
länder nicht in Anspruch genommen hat, deren staatsangehörig-
keit sie besitzt.

B. 1.  Im sinne dieses Abkommens können die im Artikel 1 Abschnitt A 
enthaltenen worte “ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 einge-
treten sind,” in dem sinne verstanden werden, dass es sich ent-
weder um

  a) “ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in europa eingetre- 
  ten sind” – oder
   b) “ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in europa oder  

anderswo eingetreten sind”, handelt. Jeder vertragschließende 
staat wird zugleich mit der unterzeichnung, der Ratifikation oder 
dem beitritt eine erklärung abgeben, welche bedeutung er diesem 
Ausdruck vom standpunkt der von ihm aufgrund dieses Abkom-
mens übernommenen Verpflichtung zu geben beabsichtigt.

 2.  Jeder vertragschließende staat, der die Formulierung zu  
a) angenommen hat, kann jederzeit durch eine an den ge-
neralsekretär der Vereinten nationen gerichtete notifikation  
seine Verpflichtungen durch Annahme der Formulierung  
b) erweitern.

C.  eine Person, auf  die die bestimmungen des Absatzes A zutrifft, fällt 
nicht mehr unter dieses Abkommen,

 1.  wenn sie sich freiwillig erneut dem schutz des landes, dessen 
staatsangehörigkeit sie besitzt, unterstellt; oder

 2.  wenn sie nach dem Verlust ihrer staatsangehörigkeit diese freiwil-
lig wiedererlangt hat; oder

  KAPItel I - AllgemeIne bestImmungen

Artikel 1
deFInItIOn des begRIFFs “FlüchtlIng”

A.  Im sinne dieses Abkommens findet der Ausdruck “Flüchtling” auf  
jede Person Anwendung: 

  1.  die in Anwendung der Vereinbarungen vom 12. mai 1926 und  
30. Juni 1928 oder in Anwendung der Abkommen vom 28. Ok-
tober 1933 und 10. Februar 1938 und des Protokolls vom 14. 
september 1939 oder in Anwendung der Verfassung der Inter-
nationalen Flüchtlingsorganisation als Flüchtling gilt. die von 
der internationalen Flüchtlingsorganisation während der dau-
er ihrer tätigkeit getroffenen entscheidungen darüber, dass je-
mand nicht als Flüchtling im sinne ihres statuts anzusehen ist, 
stehen dem umstand nicht entgegen, dass die Flüchtlingseigen-
schaft Personen zuerkannt wird, die die Voraussetzungen der  
Ziffer 2 dieses Artikels erfüllen;

 2.  die infolge von ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 einge-
treten sind, und aus der begründeten Furcht vor Verfolgung  
wegen ihrer Rasse, Religion, nationalität, Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen gruppe oder wegen ihrer politischen über-
zeugung sich außerhalb des landes befindet, dessen staatsan-
gehörigkeit sie besitzt, und den schutz dieses landes nicht in  
Anspruch nehmen kann oder wegen dieser befürchtungen nicht 
in Anspruch nehmen will; oder die sich als staatenlose infol-
ge solcher ereignisse außerhalb des landes befindet, in wel-
chem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin  
zurückkehren kann oder wegen der erwähnten befürchtungen 
nicht dorthin zurückkehren will. Für den Fall, dass eine Person 
mehr als eine staatsangehörigkeit hat, bezieht sich der Aus-
druck “das land, dessen staatsangehörigkeit sie besitzt,” auf  je-
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endgültig gemäß den hierauf  bezüglichen entschließungen der 
generalversammlung der Vereinten nationen geregelt worden  
ist, so fallen diese Personen ipso facto unter die bestimmungen die-
ses Abkommens.

E.  dieses Abkommen findet keine Anwendung auf  eine Person,  
die von den zuständigen behörden des landes, in dem sie  
ihren Aufenthalt genommen hat, als eine Person anerkannt 
wird, welche die Rechte und Pflichten hat, die mit dem besitz  
der staatsangehörigkeit dieses landes verknüpft sind.

F.  die bestimmungen dieses Abkommens finden keine Anwendung 
auf  Personen, in bezug auf  die aus schwer wiegenden gründen  
die Annahme gerechtfertigt ist,

 a)  dass sie ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen 
oder ein Verbrechen gegen die menschlichkeit im sinne der inter-
nationalen Vertragswerke begangen haben, die ausgearbeitet wor-
den sind, um bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen zu tref-
fen;

 b)  dass sie ein schweres nichtpolitisches Verbrechen außerhalb des 
Aufnahmelandes begangen haben, bevor sie dort als Flüchtling 
aufgenommen wurden;

 c)  dass sie sich handlungen zuschulden kommen ließen, die den Zie-
len und grundsätzen der Vereinten nationen zuwiderlaufen.

Artikel 2
AllgemeIne VeRPFlIchtungen

Jeder Flüchtling hat gegenüber dem land, in dem er sich befindet, 
Pflichten, zu denen insbesondere der Verpflichtung gehört, die gesetze 
und sonstigen Rechtsvorschriften sowie die zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung getroffenen maßnahmen zu beachten.

 3.  wenn sie eine neue staatsangehörigkeit erworben hat und den 
schutz des landes, dessen staatsangehörigkeit sie erworben hat, 
genießt; oder

 
 4.  wenn sie freiwillig in das land, das sie aus Furcht vor Verfol-

gung verlassen hat oder außerhalb dessen sie sich befindet,  
zurückgekehrt ist und sich dort niedergelassen hat; oder

 5.  wenn sie nach wegfall der umstände, aufgrund derer sie als 
Flüchtling anerkannt worden ist, es nicht mehr ablehnen kann, 
den schutz des landes in Anspruch zu nehmen, dessen staats-
angehörigkeit sie besitzt. hierbei wird jedoch unterstellt, dass 
die bestimmung dieser Ziffer auf  keinen Flüchtling im sinne 
der Ziffer 1 des Abschnittes A dieses Artikels Anwendung fin-
det, der sich auf  zwingende, auf  früheren Verfolgungen beruhen-
de gründe berufen kann, um die Inanspruchnahme des schutzes 
des landes abzulehnen, dessen staatsangehörigkeit sie besitzt; 

 6.  wenn es sich um eine Person handelt, die keine staatsangehörig-
keit besitzt, falls sie nach wegfall der umstände, aufgrund derer 
sie als Flüchtling anerkannt worden ist, in der lage ist, in das land 
zurückzukehren, in dem sie ihren gewöhnlichen wohnsitz hat. da-
bei wird jedoch unterstellt, dass die bestimmung dieser Ziffer auf  
keinen Flüchtling im sinne der Ziffer 1 des Abschnittes A dieses 
Artikels Anwendung findet, der sich auf  zwingende, auf  früheren 
Verfolgungen beruhende gründe berufen kann, um die Rückkehr in 
das land abzulehnen, in dem er seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte.

D.  dieses Abkommen findet keine Anwendung auf  Personen, die  
zurzeit den schutz oder beistand einer Organisation oder einer  
Institution der Vereinten nationen mit Ausnahme des hohen  
Kommissars der Vereinten nationen für Flüchtlinge genießen.  
Ist dieser schutz oder diese unterstützung aus irgendeinem  
grunde weggefallen, ohne dass das schicksal dieser Person  
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Artikel 7
beFReIung VOn deR gegenseItIgKeIt

1.  Vorbehaltlich der in diesem Abkommen vorgesehenen günsti-
geren bestimmungen wird jeder vertragschließende staat den 
Flüchtlingen die behandlung gewähren, die er Ausländern im  
Allgemeinen gewährt.

2.  nach dreijährigem Aufenthalt werden alle Flüchtlinge in dem gebiet 
der vertragschließenden staaten befreiung von dem erfordernis der 
gesetzlichen gegenseitigkeit genießen.

3.  Jeder vertragschließende staat wird den Flüchtlingen weiterhin die 
Rechte und Vergünstigungen gewähren, auf  die sie auch bei fehlen-
der gegenseitigkeit beim In-Kraft-treten dieses Abkommens für die-
sen staat bereits Anspruch hatten.

4.  die vertragschließenden staaten werden die möglichkeit wohlwollend 
in erwägung ziehen, bei fehlender gegenseitigkeit den Flüchtlingen 
Rechte und Vergünstigungen außer denen, auf  die sie nach Ziffer 2 
und 3 Anspruch haben, sowie befreiung von dem erfordernis der ge-
genseitigkeit den Flüchtlingen zu gewähren, welche die bedingungen 
von Ziffer 2 und 3 nicht erfüllen.

5.  die bestimmungen der Ziffern 2 und 3 finden nicht nur auf  die in den 
Artikeln 13, 18, 19, 21 und 22 dieses Abkommens genannten Rech-
te und Vergünstigungen Anwendung, sondern auch auf  die in diesem 
Abkommen nicht vorgesehenen Rechte und Vergünstigungen.

Artikel 3
VeRbOt unteRschIedlIcheR behAndlung

die vertragschließenden staaten werden die bestimmungen dieses Ab-
kommens auf  Flüchtlinge ohne unterschiedliche behandlung aus grün-
den der Rasse, der Religion oder des herkunftslandes anwenden.

Artikel 4
RelIgIOn

die vertragschließenden staaten werden den in ihrem gebiet befind-
lichen Flüchtlingen in bezug auf  die Freiheit der Religionsausübung 
und die Freiheit des Religionsunterrichts ihrer Kinder eine mindes-
tens ebenso günstige behandlung wie ihren eigenen staatsangehörigen  
gewähren.

Artikel 5
unAbhängIg VOn dIesem AbKOmmen gewähRte Rechte

Rechte und Vergünstigungen, die unabhängig von diesem Abkommen 
den Flüchtlingen gewährt werden, bleiben von den bestimmungen die-
ses Abkommens unberührt.

Artikel 6
deR AusdRucK “unteR den gleIchen umständen”

Im sinne dieses Abkommens ist der Ausdruck “unter den gleichen um-
ständen” dahingehend zu verstehen, dass die betreffende Person alle 
bedingungen erfüllen muss (einschließlich derjenigen, die sich auf  die 
dauer und die bedingungen des vorübergehenden oder des dauernden 
Aufenthalts beziehen), die sie erfüllen müsste, wenn sie nicht Flücht-
ling wäre, um das in betracht kommende Recht in Anspruch zu neh-
men, mit Ausnahme der bedingungen, die ihrer natur nach ein Flücht-
ling nicht erfüllen kann.



1312

2.  Ist ein Flüchtling während des Zweiten weltkrieges aus dem gebiet 
eines Vertragsstaates zwangsverschickt worden und vor In-Kraft-tre-
ten dieses Abkommens dorthin zurückgekehrt, um dort seinen dau-
ernden Aufenthalt zu nehmen, so wird die Zeit vor und nach dieser 
Zwangsverschickung für alle Zwecke, für die ein ununterbrochener Auf-
enthalt erforderlich ist, als ein ununterbrochener Aufenthalt gelten.

Artikel 11
geFlüchtete seeleute

bei Flüchtlingen, die ordnungsgemäß als besatzungsangehörige ei-
nes schiffes angeheuert sind, das die Flagge eines Vertragsstaates 
führt, wird dieser staat die möglichkeit wohl wollend in erwägung zie-
hen, diesen Flüchtlingen die genehmigung zur niederlassung in seinem  
gebiet zu erteilen und ihnen Reiseausweise auszustellen oder ihnen vor-
läufig den Aufenthalt in seinem gebiet zu gestatten, insbesondere um 
ihre niederlassung in einem anderen land zu erleichtern.

Artikel 8
beFReIung VOn AusseRgewöhnlIchen mAssnAhmen

Außergewöhnliche maßnahmen, die gegen die Person, das eigentum 
oder die Interessen der staatsangehörigen eines bestimmten staates 
ergriffen werden können, werden von den vertragschließenden staa-
ten auf  einen Flüchtling, der formell ein staatsangehöriger dieses staa-
tes ist, allein wegen seiner staatsangehörigkeit nicht angewendet. die 
vertragschließenden staaten, die nach dem bei ihnen geltenden Recht 
den in diesem Artikel aufgestellten allgemeinen grundsatz nicht anwen-
den können, werden in geeigneten Fällen befreiung zugunsten solcher 
Flüchtlinge gewähren.

Artikel 9
VORläuFIge mAssnAhmen

Keine der bestimmungen dieses Abkommens hindert einen vertrag-
schließenden staat in Kriegszeiten oder bei Vorliegen sonstiger schwer 
wiegender und außergewöhnlicher umstände daran, gegen eine be-
stimmte Person vorläufig die maßnahmen zu ergreifen, die dieser staat 
für seine sicherheit für erforderlich hält, bis dieser vertragschließen-
de staat eine entscheidung darüber getroffen hat, ob diese Person tat-
sächlich ein Flüchtling ist und die Aufrechterhaltung dieser maßnahmen 
im vorliegenden Falle im Interesse der sicherheit des staates notwen-
dig ist.

Artikel 10
FORtdAueR des AuFenthAlts

1.  Ist ein Flüchtling während des Zweiten weltkrieges zwangsve-
schickt und in das gebiet eines der Vertragsstaaten verbracht wor-
den und hält er sich dort auf, so wird die dauer dieses Zwangs-
aufenthaltes als rechtmäßiger Aufenthalt in diesem gebiet gelten. 
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Kunst und wissenschaft genießt jeder Flüchtling in dem land, in dem 
er seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, den schutz, der den staats-
angehörigen des landes gewährt wird. Im gebiete jedes anderen ver-
tragschließenden staates genießt er den schutz, der in diesem gebiet 
den staatsangehörigen des landes gewährt wird, in dem er seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.

Artikel 15
VeReInIgungsRecht

die vertragschließenden staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem gebiet aufhalten, hinsichtlich der Vereinigungen, 
die nicht politischen und nicht erwerbszwecken dienen, und den be-
rufsverbänden die günstigste behandlung wie den staatsangehörigen 
eines fremden landes unter den gleichen umständen gewähren.

Artikel 16
ZugAng Zu den geRIchten

1.  Jeder Flüchtling hat in dem gebiet der vertragschließenden staaten 
freien und ungehinderten Zugang zu den gerichten.

2.  I n dem vertragschließenden staat, in dem ein Flüchtling seine
  gewöhnlichen Aufenthalt hat, genießt er hinsichtlich des Zugangs 

zu den gerichten einschließlich des Armenrechts und der befreiung 
von sicherheitsleistung für Prozesskosten dieselbe behandlung wie 
ein eigener staatsangehöriger.

3.  In den vertragschließenden staaten, in denen ein Flüchtling nicht 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, genießt er hinsichtlich der 
in Ziffer 2 erwähnten Angelegenheit dieselbe behandlung wie ein 
staatsangehöriger des landes, in dem er seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat.

  KAPItel II - Rechtsstellung

Artikel 12
PeRsOnAlstAtut

1.  das Personalstatut jedes Flüchtlings bestimmt sich nach dem Recht 
des landes seines wohnsitzes oder, in ermangelung eines wohnsit-
zes, nach dem Recht seines Aufenthaltslandes.

2.  die von einem Flüchtling vorher erworbenen und sich aus seinem 
Personalstatut ergebenden Rechte, insbesondere die aus der ehe-
schließung, werden von jedem vertragschließenden staat geachtet, 
gegebenenfalls vorbehaltlich der Formalitäten, die nach dem in die-
sem staat geltenden Recht vorgesehen sind. hierbei wird jedoch 
unterstellt, dass das betreffende Recht zu demjenigen gehört, das 
nach den gesetzen dieses staates anerkannt worden wäre, wenn 
die in betracht kommende Person kein Flüchtling geworden wäre.

Artikel 13
beweglIches und unbeweglIches eIgentum

die vertragschließenden staaten werden jedem Flüchtling hinsicht-
lich des erwerbs von beweglichem und unbeweglichem eigentum 
und sonstiger diesbezüglicher Rechte sowie hinsichtlich von miet-,  
Pacht- und sonstigen Verträgen über bewegliches und unbewegliches 
eigentum eine möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger güns-
tige behandlung gewähren, als sie Ausländern im Allgemeinen unter 
den gleichen umständen gewährt wird.

Artikel 14
uRhebeRRecht und geweRblIche schutZRechte

hinsichtlich des schutzes von gewerblichen Rechten, insbesonde-
re an erfindungen, mustern und modellen, warenzeichen und han-
delsnamen, sowie des schutzes von Rechten an werken der literatur, 
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Artikel 18
selbstständIge tätIgKeIt

die vertragschließenden staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem gebiet befinden, hinsichtlich der Ausübung einer 
selbstständigen tätigkeit in landwirtschaft, Industrie, handwerk und 
handel sowie der errichtung von handels- und industriellen unterneh-
men eine möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger günstige be-
handlung gewähren, als sie Ausländern im Allgemeinen unter den glei-
chen umständen gewährt wird.

Artikel 19
FReIe beRuFe

1.  Jeder vertragschließende staat wird den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in seinem gebiet aufhalten, Inhaber von durch die zu-
ständigen behörden dieses staates anerkannten diplomen sind und 
einen freien beruf auszuüben wünschen, eine möglichst günstige 
und jedenfalls nicht weniger günstige behandlung gewähren, als sie 
Ausländern im Allgemeinen unter den gleichen umständen gewährt 
wird. 

2.  die vertragschließenden staaten werden alles in ihrer macht ste-
hende tun, um im einklang mit ihren gesetzen und Verfassungen 
die niederlassung solcher Flüchtlinge in den außerhalb des mutter-
landes gelegenen gebieten sicherzustellen, für deren internationale 
beziehungen sie verantwortlich sind.

  KAPItel III – eRweRbstätIgKeIt

Artikel 17
nIchtselbstständIge ARbeIt

1.  die vertragschließenden staaten werden hinsichtlich der Ausübung 
nichtselbstständiger Arbeit jedem Flüchtling, der sich rechtmäßig 
in ihrem gebiet aufhält, die günstigste behandlung gewähren, die 
den staatsangehörigen eines fremden landes unter den gleichen 
umständen gewährt wird.

2.  In keinem Falle werden die einschränkenden maßnahmen, die für 
Ausländer oder für die beschäftigung von Ausländern zum schutz 
des eigenen Arbeitsmarktes bestehen, Anwendung auf Flüchtlinge 
finden, die beim In-Kraft-treten dieses Abkommens durch den be-
treffenden Vertragsstaat bereits davon befreit waren oder eine der 
folgenden bedingungen erfüllen:

 a) wenn sie sich drei Jahre im lande aufgehalten haben;
 b)  wenn sie mit einer Person, die die staatsangehörigkeit des Auf-

enthaltslandes besitzt, die ehe geschlossen haben. ein Flüchtling 
kann sich nicht auf die Vergünstigung dieser bestimmung beru-
fen, wenn er seinen ehegatten verlassen hat;

 c)  wenn sie ein oder mehrere Kinder haben, die die staatsangehörig-
keit des Aufenthaltslandes besitzen.

3.  die vertragschließenden staaten werden hinsichtlich der Ausübung 
nichtselbstständiger Arbeit maßnahmen wohl wollend in erwägung 
ziehen, um alle Flüchtlinge, insbesondere diejenigen, die im Rah-
men eines Programms zur Anwerbung von Arbeitskräften oder ei-
nes einwanderungsplanes in ihr gebiet gekommen sind, den eige-
nen staatsangehörigen rechtlich gleichzustellen.
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  KAPItel IV – wOhlFAhRt

Artikel 20
RAtIOnIeRung

Falls ein Rationierungssystem besteht, dem die bevölkerung insge-
samt unterworfen ist und das die allgemeine Verteilung von erzeugnis-
sen regelt, an denen mangel herrscht, werden Flüchtlinge wie staats-
angehörige behandelt.

Artikel 21
wOhnungswesen

hinsichtlich des wohnungswesens werden die vertragschließenden 
staaten insoweit, als die Angelegenheit durch gesetz oder sonstige 
Rechtsvorschriften geregelt ist oder der überwachung öffentlicher 
behörden unterliegt, den sich rechtmäßig in ihrem gebiet aufhalten-
den Flüchtlingen eine möglichst günstige und jedenfalls nicht weniger 
günstige behandlung gewähren, als sie Ausländern im Allgemeinen un-
ter den gleichen bedingungen gewährt wird.

Artikel 22
öFFentlIche eRZIehung

1.  die vertragschließenden staaten werden den Flüchtlingen diesel-
be behandlung wie ihren staatsangehörigen hinsichtlich des unter-
richts in Volksschulen gewähren.

2.  Für über die Volksschule hinausgehenden unterricht, insbesondere 
die Zulassung zum studium, die Anerkennung von ausländischen stu-
dienzeugnissen, diplomen und akademischen titeln, den erlass von 
gebühren und Abgaben und die Zuerkennung von stipendien, wer-
den die vertragschließenden staaten eine möglichst günstige und in 
keinem Falle weniger günstige behandlung gewähren, als sie Auslän-
dern im Allgemeinen unter den gleichen bedingungen gewährt wird.

Artikel 23
öFFentlIche FüRsORge

die vertragschließenden staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem staatsgebiet aufhalten, auf dem gebiet der öf-
fentlichen Fürsorge und sonstigen hilfeleistungen die gleiche behand-
lung wie ihren eigenen staatsangehörigen gewähren. 

Artikel 24
ARbeItsRecht und sOZIAle sIcheRheIt

1.  die vertragschließenden staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem gebiet aufhalten, dieselbe behandlung gewäh-
ren wie ihren staatsangehörigen, wenn es sich um folgende Angele-
genheiten handelt:

 a)  lohn einschließlich Familienbeihilfen, wenn diese einen teil des 
Arbeitsentgelts bilden, Arbeitszeit, überstunden, bezahlter ur-
laub, einschränkungen der heimarbeit, mindestalter für die be-
schäftigung, lehrzeit und berufsausbildung, Arbeit von Frauen 
und Jugendlichen und der genuss der durch tarifverträge gebote-
nen Vergünstigungen, soweit alle diese Fragen durch das gelten-
de Recht geregelt sind oder in die Zuständigkeit der Verwaltungs-
behörden fallen;

 b)  soziale sicherheit (gesetzliche bestimmungen bezüglich der Ar-
beitsunfälle, der berufskrankheiten, der mutterschaft, der Krank-
heit, der Arbeitsunfähigkeit, des Alters und des todes, der Ar-
beitslosigkeit, des Familienunterhalts sowie jedes anderen 
wagnisses, das nach dem im betreffenden land geltenden Recht 
durch ein system der sozialen sicherheit gedeckt wird) vorbehalt-
lich

  i)    geeigneter Abmachungen über die Aufrechterhaltung der er-
worbenen Rechte und Anwartschaften,

  ii)  besonderer bestimmungen, die nach dem im Aufenthaltsland 
geltenden Recht vorgeschrieben sind und die leistungen oder 
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  KAPItel V – VeRwAltungsmAssnAhmen

Artikel 25
VeRwAltungshIlFe

1.  würde die Ausübung eines Rechts durch einen Flüchtling norma-
lerweise die mitwirkung ausländischer behörden erfordern, die er 
nicht in Anspruch nehmen kann, so werden die vertragschließenden 
staaten, in deren gebiet er sich aufhält, dafür sorgen, dass ihm die-
se mitwirkung entweder durch ihre eigenen behörden oder durch 
eine internationale behörde zuteil wird.

2.  die in Ziffer 1 bezeichneten behörden werden Flüchtlingen dieje-
nigen urkunden und bescheinigungen ausstellen oder unter ihrer 
Aufsicht ausstellen lassen, die Ausländern normalerweise von den 
behörden ihres landes oder durch deren Vermittlung ausgestellt 
werden.

3.  die so ausgestellten urkunden oder bescheinigungen werden die 
amtlichen schriftstücke ersetzen, die Ausländern von den behörden 
ihres landes oder durch deren Vermittlung ausgestellt werden; sie 
werden bis zum beweis des gegenteils als gültig angesehen.

4.  Vorbehaltlich der Ausnahmen, die zugunsten bedürftiger zuzu-
lassen wären, können für die in diesem Artikel erwähnten Amts-
handlungen gebühren verlangt werden; diese gebühren sollen je-
doch niedrig sein und müssen denen entsprechen, die von eigenen 
staatsangehörigen für ähnliche Amtshandlungen erhoben werden.

5.  die bestimmungen dieses Artikels berühren nicht die Artikel 27  
und 28.

teilleistungen betreffen, die ausschließlich aus öffentlichen 
mitteln bestritten werden, sowie Zuwendungen an Personen, 
die nicht die für die gewährung einer normalen Rente geforder-
ten bedingungen der beitragsleistung erfüllen.

2.  das Recht auf leistung, das durch den tod eines Flüchtlings infol-
ge eines Arbeitsunfalles oder einer berufskrankheit entsteht, wird 
nicht dadurch berührt, dass sich der berechtigte außerhalb des ge-
bietes des vertragschließenden staates aufhält.

3.  die vertragschließenden staaten werden auf die Flüchtlinge die Vor-
teile der Abkommen erstrecken, die sie hinsichtlich der Aufrechter-
haltung der erworbenen Rechte und Anwartschaften auf dem ge-
biet der sozialen sicherheit untereinander abgeschlossen haben 
oder abschließen werden, soweit die Flüchtlinge die bedingungen 
erfüllen, die für staatsangehörige der unterzeichnerstaaten der in 
betracht kommenden Abkommen vorgesehen sind.

4.  die vertragschließenden staaten werden wohlwollend die möglich-
keit prüfen, die Vorteile ähnlicher Abkommen, die zwischen diesen 
vertragschließenden staaten und nichtvertragsstaaten in Kraft sind 
oder sein werden, so weit wie möglich auf Flüchtlinge auszudehnen.
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werden, als ob sie den Flüchtlingen aufgrund dieses Artikels ausge-
stellt worden wären.

Artikel 29
steueRlIche lAsten

1.  die vertragschließenden staaten werden von den Flüchtlingen kei-
ne anderen oder höheren gebühren, Abgaben oder steuern, gleich-
viel unter welcher bezeichnung, erheben, als unter ähnlichen Ver-
hältnissen von ihren eigenen staatsangehörigen jetzt oder künftig 
erhoben werden.

2.  die bestimmungen der vorstehenden Ziffer schließen nicht aus, die 
gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften über gebühren für die 
Ausstellung von Verwaltungsurkunden einschließlich Personalaus-
weisen an Ausländer auf Flüchtlinge anzuwenden.

Artikel 30
übeRFühRung VOn VeRmögensweRten

1.  Jeder vertragschließende staat wird in übereinstimmung mit den 
gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften des landes den Flücht-
lingen gestatten, die Vermögenswerte, die sie in sein gebiet ge-
bracht haben, in das gebiet eines anderen landes zu überführen, 
in dem sie zwecks wiederansiedlung aufgenommen worden sind.

2.  Jeder vertragschließende staat wird die Anträge von Flüchtlingen 
wohl wollend in erwägung ziehen, die auf die erlaubnis gerichtet 
sind, alle anderen Vermögenswerte, die zu ihrer wiederansiedlung 
erforderlich sind, in ein anderes land zu überführen, in dem sie zur 
wiederansiedlung aufgenommen worden sind. 

Artikel 26
FReIZügIgKeIt

Jeder vertragschließende staat wird den Flüchtlingen, die sich recht-
mäßig in seinem gebiet befinden, das Recht gewähren, dort ihren 
Aufenthalt zu wählen und sich frei zu bewegen, vorbehaltlich der  
bestimmungen, die allgemein auf Ausländer unter den gleichen um-
ständen Anwendung finden.

Artikel 27
PeRsOnAlAusweIse

die vertragschließenden staaten werden jedem Flüchtling, der sich  
in ihrem gebiet befindet und keinen gültigen Reiseausweis besitzt,  
einen Personalausweis ausstellen. 

Artikel 28
ReIseAusweIse

1.  die vertragschließenden staaten werden den Flüchtlingen, die sich 
rechtmäßig in ihrem gebiet aufhalten, Reiseausweise ausstellen, 
die ihnen Reisen außerhalb dieses gebietes gestatten, es sei denn, 
dass zwingende gründe der öffentlichen sicherheit oder Ordnung 
entgegenstehen; die bestimmungen des Anhanges zu diesem Ab-
kommen werden auf diese Ausweise Anwendung finden. die vertrag-
schließenden staaten können einen solchen Reiseausweis jedem 
anderen Flüchtling ausstellen, der sich in ihrem gebiet befindet; sie 
werden ihre Aufmerksamkeit besonders jenen Flüchtlingen zuwen-
den, die sich in ihrem gebiet befinden und nicht in der lage sind, ei-
nen Reiseausweis von dem staat zu erhalten, in dem sie ihren recht-
mäßigen Aufenthalt haben.

2.  Reiseausweise, die aufgrund früherer internationaler Abkommen 
von den unterzeichnerstaaten ausgestellt worden sind, werden 
von den vertragschließenden staaten anerkannt und so behandelt  
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ständigen behörde oder vor einer oder mehreren Personen, die von 
der zuständigen behörde besonders bestimmt sind, vertreten zu 
lassen.

3.  die vertragschließenden staaten werden einem solchen Flüchtling 
eine angemessene Frist gewähren, um ihm die möglichkeit zu ge-
ben, in einem anderen lande um rechtmäßige Aufnahme nachzu-
suchen. die vertragschließenden staaten behalten sich vor, wäh-
rend dieser Frist diejenigen maßnahmen anzuwenden, die sie zur 
Aufrechterhaltung der inneren Ordnung für zweckdienlich erachten.

Artikel 33
VeRbOt deR AusweIsung und ZuRücKweIsung

1.  Keiner der vertragschließenden staaten wird einen Flüchtling auf ir-
gendeine weise über die grenzen von gebieten ausweisen oder zu-
rückweisen, in denen sein leben oder seine Freiheit wegen seiner 
Rasse, Religion, staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen gruppe oder wegen seiner politischen über-
zeugung bedroht sein würde. 

2.  Auf die Vergünstigung dieser Vorschrift kann sich jedoch ein Flücht-
ling nicht berufen, der aus schwer wiegenden gründen als eine ge-
fahr für die sicherheit des landes anzusehen ist, in dem er sich be-
findet, oder der eine gefahr für die Allgemeinheit dieses staates 
bedeutet, weil er wegen eines Verbrechens oder eines besonders 
schweren Vergehens rechtskräftig verurteilt wurde.

Artikel 34
eInbüRgeRung

die vertragschließenden staaten werden so weit wie möglich die ein-
gliederung und einbürgerung der Flüchtlinge erleichtern. sie werden 
insbesondere bestrebt sein, einbürgerungsverfahren zu beschleuni-
gen und die Kosten dieses Verfahrens so weit wie möglich herabzu-
setzen.

Artikel 31
FlüchtlInge, dIe sIch nIcht RechtmässIg Im AuFnAhmelAnd 
AuFhAlten

1.  die vertragschließenden staaten werden wegen unrechtmäßiger 
einreise oder Aufenthalts keine strafen gegen Flüchtlinge verhän-
gen, die unmittelbar aus einem gebiet kommen, in dem ihr leben 
oder ihre Freiheit im sinne von Artikel 1 bedroht waren und die ohne 
erlaubnis in das gebiet der vertragschließenden staaten einreisen 
oder sich dort aufhalten, vorausgesetzt, dass sie sich unverzüglich 
bei den behörden melden und gründe darlegen, die ihre unrecht-
mäßige einreise oder ihren unrechtmäßigen Aufenthalt rechtfertigen.

2.  die vertragschließenden staaten werden den Flüchtlingen beim 
wechsel des Aufenthaltsortes keine beschränkungen auferlegen, 
außer denen, die notwendig sind; diese beschränkungen werden je-
doch nur so lange Anwendung finden, wie die Rechtsstellung dieser 
Flüchtlinge im Aufnahmeland geregelt oder es ihnen gelungen ist, 
in einem anderen land Aufnahme zu erhalten. die vertragschließen-
den staaten werden diesen Flüchtlingen eine angemessene Frist so-
wie alle notwendigen erleichterungen zur Aufnahme in einem ande-
ren land gewähren.

Artikel 32
AusweIsung

1.  die vertragschließenden staaten werden einen Flüchtling, der sich 
rechtmäßig in ihrem gebiet befindet, nur aus gründen der öffentli-
chen sicherheit oder Ordnung ausweisen.

2.  die Ausweisung eines Flüchtlings darf nur in Ausführung einer ent-
scheidung erfolgen, die in einem durch gesetzliche bestimmungen 
geregelten Verfahren ergangen ist. soweit nicht zwingende grün-
de für die öffentliche sicherheit entgegenstehen, soll dem Flücht-
ling gestattet werden, beweise zu seiner entlastung beizubringen, 
ein Rechtsmittel einzulegen und sich zu diesem Zweck vor einer zu-
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 KAPItel VI – duRchFühRungs- und
  übeRgAngsbestImmungen

Artikel 35
ZusAmmenARbeIt deR stAAtlIchen behöRden mIt den
VeReInten nAtIOnen

1.  die vertragschließenden staaten verpflichten sich zur Zusammen-
arbeit mit dem Amt des hohen Kommissars der Vereinten nationen 
für Flüchtlinge oder jeder ihm etwa nachfolgenden anderen stelle 
der Vereinten nationen bei der Ausübung seiner befugnisse, insbe-
sondere zur erleichterung seiner Aufgabe, die durchführung der be-
stimmungen dieses Abkommens zu überwachen.

2.  um es dem Amt des hohen Kommissars oder jeder ihm etwa nach-
folgenden anderen stelle der Vereinten nationen zu ermöglichen, 
den zuständigen Organen der Vereinten nationen berichte vorzule-
gen, verpflichten sich die vertragschließenden staaten, ihm in ge-
eigneter Form die erbetenen Auskünfte und statistischen Angaben 
zu liefern über

 a) die lage der Flüchtlinge,
 b) die durchführung dieses Abkommens und
 c)  die gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften, die in 

bezug auf Flüchtlinge jetzt oder künftig in Kraft sind.

Artikel 36
AusKünFte übeR InneRstAAtlIche RechtsVORschRIFten

die vertragschließenden staaten werden dem generalsekretär der 
Vereinten nationen den wortlaut der gesetze und sonstiger Rechts-
vorschriften mitteilen, die sie etwa erlassen werden, um die durchfüh-
rung dieses Abkommens sicherzustellen.

Artikel 37
beZIehung Zu FRüheR geschlOssenen AbKOmmen

unbeschadet der bestimmungen seines Artikels 28 Ziffer 2 tritt dieses 
Abkommen im Verhältnis zwischen den vertragschließenden staaten an 
die stelle der Vereinbarungen vom 5. Juli 1922, 31. mai 1924, 12. mai 
1926, 30. Juni 1928 und 30. Juli 1935 sowie der Abkommen vom 28. 
Oktober 1933, 10. Februar 1938, des Protokolls vom 14. september 
1939 und der Vereinbarung vom 15. Oktober 1946.

  KAPItel VII - schlussbestImmungen

Artikel 38
Regelung VOn stReItFällen

Jeder streitfall zwischen den Parteien dieses Abkommens über des-
sen Auslegung oder Anwendung, der auf andere weise nicht beigelegt 
werden kann, wird auf Antrag einer der an dem streitfall beteiligten 
Parteien dem Internationalen gerichtshof vorgelegt.

Artikel 39
unteRZeIchnung, RAtIFIKAtIOn und beItRItt

1.  dieses Abkommen liegt in genf am 28. Juli 1951 zur unterzeich-
nung auf und wird nach diesem Zeitpunkt beim generalsekretär der 
Vereinten nationen hinterlegt. es liegt vom 28. Juli bis 31. August 
1951 im europäischen büro der Vereinten nationen zur unterzeich-
nung auf, sodann erneut vom 17. september 1951 bis 31. dezember 
1952 am sitz der Organisation der Vereinten nationen.

2.  dieses Abkommen liegt zur unterzeichnung durch alle mitgliedstaa-
ten der Organisation der Vereinten nationen, durch jeden nicht-mit-
gliedstaat, der zur Konferenz der bevollmächtigten über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge und staatenlosen eingeladen war, sowie 
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Artikel 41
KlAusel FüR bundesstAAten

Im Falle eines bundes- oder nichteinheitsstaates werden nachstehen-
de bestimmungen Anwendung finden:
a)  soweit es sich um die Artikel dieses Abkommens handelt, für die der 

bund die gesetzgebung hat, werden die Verpflichtungen der bun-
desregierung dieselben sein wie diejenigen der unterzeichnerstaa-
ten, die keine bundesstaaten sind.

b)  soweit es sich um die Artikel dieses Abkommens handelt, für die die 
einzelnen länder, Provinzen oder Kantone, die aufgrund der bun-
desverfassung zur ergreifung gesetzgeberischer maßnahmen nicht 
verpflichtet sind, die gesetzgebung haben, wird die bundesregierung 
sobald wie möglich diese Artikel den zuständigen stellen der länder, 
Provinzen oder Kantone befürwortend zur Kenntnis bringen.

c)  ein bundesstaat als unterzeichner dieses Abkommens wird auf das 
ihm durch den generalsekretär der Vereinten nationen übermittel-
te ersuchen eines anderen vertragschließenden staates hinsichtlich 
einzelner bestimmungen des Abkommens eine darstellung der gel-
tenden gesetzgebung und ihrer Anwendung innerhalb des bundes 
und seiner glieder übermitteln, aus der hervorgeht, inwieweit die-
se bestimmungen durch gesetzgebung oder sonstige maßnahmen 
wirksam geworden sind.

Artikel 42
VORbehAlte

1.  Im Zeitpunkt der unterzeichnung, der Ratifikation oder des beitritts 
kann jeder staat zu den Artikeln des Abkommens, mit Ausnahme 
der Artikel 1, 3, 4, 16 (1), 33, 36 bis 46 einschließlich, Vorbehate 
machen.

2.  Jeder vertragschließende staat, der gemäß Ziffer 1 dieses Artikels 
einen Vorbehalt gemacht hat, kann ihn jederzeit durch eine diesbe-
zügliche, an den generalsekretär der Vereinten nationen zu richten-
de mitteilung zurücknehmen.

durch jeden anderen staat auf, den die Vollversammlung zur un-
terzeichnung einlädt. das Abkommen ist zu ratifizieren; die Rati-
fikationsurkunden sind beim generalsekretär der Vereinten natio-
nen zu hinterlegen.

3.  die in Ziffer 2 dieses Artikels bezeichneten staaten können die-
sem Abkommen vom 28. Juli 1951 an beitreten. der beitritt er-
folgt durch hinterlegung einer beitrittsurkunde beim generalsekre-
tär der Vereinten nationen.

Artikel 40
KlAusel ZuR Anwendung AuF AndeRe gebIete

1.  Jeder staat kann im Zeitpunkt der unterzeichnung, der Ratifikati-
on oder des beitritts erklären, dass sich die geltung dieses Abkom-
mens auf alle oder mehrere oder eins der gebiete erstreckt, die er 
in den internationalen beziehungen vertritt. eine solche erklärung 
wird zu dem Zeitpunkt wirksam, an dem dieses Abkommen für den 
betreffenden staat in Kraft tritt.

2.  eine Ausdehnung des geltungsbereichs zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgt durch eine an den generalsekretär der Vereinten na-
tionen zu richtende mitteilung und wird am neunzigsten tage nach 
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem der generalsekretär der Verein-
ten nationen die mitteilung erhalten hat, oder zu dem Zeitpunkt, 
an dem dieses Abkommen für den betreffenden staat in Kraft tritt, 
wenn dieser letztgenannte Zeitpunkt später liegt. 

3.  bei gebieten, für die dieses Abkommen im Zeitpunkt der unter-
zeichnung, Ratifikation oder des beitritts nicht gilt, wird jeder be-
teiligte staat die möglichkeit prüfen, sobald wie möglich alle erfor-
derlichen maßnahmen zu ergreifen, um den geltungsbereich dieses 
Abkommens auf diese gebiete auszudehnen, gegebenenfalls unter 
dem Vorbehalt der Zustimmung der Regierungen dieser gebiete, 
wenn eine solche aus verfassungsmäßigen gründen erforderlich ist.
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2.  die Vollversammlung der Vereinten nationen empfiehlt die maß-
nahmen, die gegebenenfalls in bezug auf diesen Antrag zu ergrei-
fen sind.

Artikel 46
mItteIlungen des geneRAlseKRetäRs  
deR VeReInten nAtIOnen

der generalsekretär der Vereinten nationen macht allen mitgliedstaa-
ten der Vereinten nationen und den im Artikel 39 bezeichneten nicht-
mitgliedstaaten mitteilung über:
a) erklärungen und mitteilungen gemäß Artikel 1, Abschnitt b;
b)  unterzeichnungen, Ratifikationen und beitrittserklärungen gemäß 

Artikel 39;
c) erklärungen und Anzeigen gemäß Artikel 40;
d) gemäß Artikel 42 erklärte oder zurückgenommene Vorbehalte;
e)  den Zeitpunkt, an dem dieses Abkommen gemäß Artikel 43 in Kraft 

tritt;
f) Kündigungen und mitteilungen gemäß Artikel 44;
g) Revisionsanträge gemäß Artikel 45.

Zu uRKund dessen haben die unterzeichneten gehörig beglaubigten 
Vertreter namens ihrer Regierungen dieses Abkommen unterschrieben.

geschehen Zu genF, am achtundzwanzigsten Juli neunzehnhun-
derteinundfünfzig, in einem einzigen exemplar, dessen englischer und 
französischer wortlaut in gleicher weise maßgebend ist, das in den 
Archiven der Organisation der Vereinten nationen hinterlegt wird, und 
von dem beglaubigte Ausfertigungen allen mitgliedstaaten der Verein-
ten nationen und den im Artikel 39 bezeichneten nicht-mitgliedstaa-
ten übermittelt werden.

Artikel 43
In-KRAFt-tReten

1.  dieses Abkommen tritt am neunzigsten tage nach dem Zeitpunkt 
der hinterlegung der sechsten Ratifikations- oder beitrittsurkunde 
in Kraft. 

2.  Für jeden der staaten, die das Abkommen nach hinterlegung der 
sechsten Ratifikations- oder beitrittsurkunde ratifizieren oder ihm bei-
treten, tritt es am neunzigsten tage nach dem Zeitpunkt der hinterle-
gung der Ratifikations- oder beitrittsurkunde dieses staates in Kraft.

Artikel 44
KündIgung

1.  Jeder vertragschließende staat kann das Abkommen jederzeit 
durch eine an den generalsekretär der Vereinten nationen zu  
richtende mitteilung kündigen.

2.  die Kündigung wird für den betreffenden staat ein Jahr nach dem 
Zeitpunkt wirksam, an dem sie beim generalsekretär der Vereinten 
nationen eingegangen ist.

3.  Jeder staat, der eine erklärung oder mitteilung gemäß Artikel 40 
gegeben hat, kann jederzeit später dem generalsekretär der Ver-
einten nationen mitteilen, dass das Abkommen auf ein in der mit-
teilung bezeichnetes gebiet nicht mehr Anwendung findet. das Ab-
kommen findet sodann ein Jahr nach dem Zeitpunkt, an dem diese 
mitteilung beim generalsekretär eingegangen ist, auf das in be-
tracht kommende gebiet keine Anwendung mehr.

Artikel 45
ReVIsIOn

1.  Jeder vertragschließende staat kann jederzeit mittels einer an den 
generalsekretär der Vereinten nationen zu richtenden mitteilung 
die Revision dieses Abkommens beantragen.
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Paragraf 6

1.  Zur erneuerung oder Verlängerung der geltungsdauer des Auswei-
ses ist die ausstellende behörde zuständig, solange der Inhaber 
sich rechtmäßig nicht in einem anderen gebiet niedergelassen hat 
und rechtmäßig im gebiet der genannten behörde wohnhaft ist. Zur 
Ausstellung eines neuen Ausweises ist unter den gleichen Voraus-
setzungen die behörde zuständig, die den früheren Ausweis ausge-
stellt hat.

2.  diplomatische oder konsularische Vertreter, die zu diesem Zweck 
besonders ermächtigt sind, haben das Recht, die geltungsdauer 
der von ihren Regierungen ausgestellten Reiseausweise für eine 
Zeitdauer, die sechs monate nicht überschreiten darf, zu verlän-
gern. 

3.  die vertragschließenden staaten werden die möglichkeit der er-
neuerung oder Verlängerung der geltungsdauer der Reiseausweise 
oder der Ausstellung neuer wohl wollend prüfen, wenn es sich um 
Flüchtlinge handelt, die sich nicht mehr rechtmäßig in ihrem gebiet 
aufhalten und nicht in der lage sind, von dem lande, in dem sie 
rechtmäßig wohnhaft sind, einen Reiseausweis zu erhalten.

Paragraf 7

die vertragschließenden staaten werden die gültigkeit der im einklang 
mit den bestimmungen des Artikels 28 dieses Abkommens ausgestell-
ten Ausweise anerkennen.

Paragraf 8

die zuständigen behörden des landes, in welches der Flüchtling sich 
zu begeben wünscht, werden, wenn sie zu seinem Aufenthalt bereit 
sind und ein sichtvermerk erforderlich ist, einen sichtvermerk auf sei-
nem Ausweis anbringen.

  AnhAng

Paragraf 1

1.  der im Artikel 28 dieses Abkommens vorgesehene Reiseausweis hat 
dem anliegenden muster zu entsprechen.

2.  der Ausweis ist in mindestens zwei sprachen abzufassen, von de-
nen eine englisch oder französisch ist.

Paragraf 2

Vorbehaltlich der bestimmungen des Ausstellungslandes können die 
Kinder auf dem Ausweis eines der elternteile, oder unter besonderen 
umständen, eines anderen erwachsenen Flüchtlings aufgeführt wer-
den.

Paragraf 3

die für die Ausstellung des Ausweises zu erhebenden gebühren dürfen 
den für die Ausstellung von nationalen Pässen geltenden mindestsatz 
nicht überschreiten.

Paragraf 4

soweit es sich nicht um besondere oder Ausnahmefälle handelt, wird 
der Ausweis für die größtmögliche Anzahl von ländern ausgestellt.

Paragraf 5

die geltungsdauer des Ausweises beträgt je nach wahl der ausstellen-
den behörde ein oder zwei Jahre.
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ber eines Reiseausweises, der ihm vom staat gemäß Artikel 28 die-
ses Abkommens ausgestellt wurde, die Rückkehr in sein gebiet zu 
einem beliebigen Zeitpunkt während der geltungsdauer des Auswei-
ses zu gestatten.

2.  Vorbehaltlich der bestimmungen der vorstehenden Ziffer kann ein 
vertragschließender staat verlangen, dass sich der Inhaber dieses 
Ausweises allen Formalitäten unterwirft, die für aus- oder einreisen-
de Personen jeweils vorgeschrieben sind.

3.  die vertragschließenden staaten behalten sich das Recht vor, in 
Ausnahmefällen oder in Fällen, in denen die Aufenthaltsgenehmi-
gung des Flüchtlings für eine ausdrücklich bestimmte Zeitdauer 
gültig ist, zum Zeitpunkt der Ausstellung des Ausweises den Zeit-
abschnitt zu beschränken, während dessen der Flüchtling zurück-
kehren darf; diese Zeit darf jedoch nicht weniger als drei monate 
betragen.

Paragraf 14

unter alleinigem Vorbehalt der bestimmungen des Paragrafen 13 be-
rühren die bestimmungen des Anhangs in keiner weise die gesetze 
und Vorschriften, die in den gebieten der vertragschließenden staa-
ten die Voraussetzungen für die Aufnahme, durchreise, den Aufent-
halt, die niederlassung und Ausreise regeln.

Paragraf 15

die Ausstellung des Ausweises und die darin angebrachten Vermerke 
bestimmen und berühren nicht die Rechtsstellung des Inhabers, ins-
besondere nicht seine staatsangehörigkeit.

Paragraf 16

die Ausstellung des Ausweises gibt dem Inhaber keinen Anspruch auf 
den schutz der diplomatischen und konsularischen Vertreter des Aus-
stellungslandes und verleiht diesen Vertretern kein schutzrecht.

Paragraf 9

1.  die vertragschließenden staaten verpflichten sich, den Flüchtlin-
gen, die den sichtvermerk ihres endgültigen bestimmungsgebietes 
erhalten haben, durchreisesichtvermerke zu erteilen.

2.  die erteilung dieses sichtvermerks darf aus gründen verweigert 
werden, die jedem Ausländer gegenüber zur Verweigerung eines 
sichtvermerks berechtigen würden.

Paragraf 10

die gebühren für die erteilung von Ausreise-, einreise- oder durchrei-
sesichtvermerken dürfen den für ausländische Pässe geltenden min-
destsatz nicht überschreiten.

Paragraf 11

wechselt ein Flüchtling seinen wohnort oder lässt er sich recht- 
mäßig im gebiet eines anderen vertragschließenden staates nie-
der, so geht gemäß Artikel 28 die Verantwortung für die Ausstellung  
eines neuen Ausweises auf die zuständige behörde desjenigen gebie-
tes über, bei welcher der Flüchtling seinen Antrag zu stellen berech-
tigt ist.

Paragraf 12

die behörde, die einen neuen Ausweis ausstellt, hat den alten Ausweis 
einzuziehen und an das land zurückzusenden, das ihn ausgestellt hat, 
wenn in dem alten Ausweis ausdrücklich bestimmt ist, dass er an das 
Ausstellungsland zurückzusenden ist; im anderen Fall wird die behör-
de, die den neuen Ausweis ausstellt, den Alten einziehen und ihn ver-
nichten.

Paragraf 13

1.  Jeder der vertragschließenden staaten verpflichtet sich, dem Inha-
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  AnlAge

Muster-Reiseausweis

der Ausweis hat die Form eines heftes (etwa 15x10cm).

es wird empfohlen, ihn so zu bedrucken, dass Rasuren oder Verände-
rungen durch chemische oder andere mittel leicht zu erkennen sind 
und dass die worte “Abkommen vom 28. Juli 1951” in fortlaufender 
wiederholung auf jede seite in der sprache des ausstellenden lan-
des gedruckt werden.

(umschlag des heftes)
ReIseAusweIs
(Abkommen vom 28. Juli 1951)

nr. _____________
(1) REISEAUSWEIS
(Abkommen vom 28. Juli 1951)

dieser Ausweis wird ungültig am, wenn er nicht verlängert wird.
name ............................................................................................................
Vorname(n) ...................................................................................................
begleitet von ...................................................... Kind(ern).

1.  dieser Ausweis wird lediglich zu dem Zweck ausgestellt, dem Inhaber als Rei-
seausweis anstelle eines nationalen Reisepasses zu dienen. er stellt keine ent-
scheidung über die staatsangehörigkeit des Inhabers dar und berührt diese 
nicht.

2.  es ist dem Inhaber gestattet, nach .........……...…........…......... (Angabe des lan-
des, dessen behörden den Ausweis ausstellen) bis zum .....………...... zurückzu-
kehren, es sei denn, dass nachstehend ein späterer Zeitpunkt genannt ist. (der 
Zeitraum, innerhalb dessen es dem Inhaber gestattet ist, zurückzukehren, darf 
nicht weniger als drei monate betragen.)

3.  lässt sich der Inhaber in einem anderen lande als demjenigen nieder, das den 
Ausweis ausgestellt hat, so hat der Inhaber, wenn er eine neue Reise antreten 
will, bei den zuständigen behörden seines Aufenthaltslandes einen neuen Aus-
weis zu beantragen. (der frühere Ausweis ist der behörde, die den neuen Aus-
weis ausstellt, zwecks Rücksendung an die behörde, die ihn ausgestellt hat, zu 
übergeben.) *)

(dieser Ausweis enthält … seiten ohne umschlag.)
___________________
*) dieser in Klammern gesetzte satz kann von Regierungen, die dies wünschen, eingefügt werden.

(2)

geburtsort und -datum .......................................................................................
beruf ...................................................................................................................
gegenwärtiger wohnort ....................................................................................
*) mädchenname und Vorname(n) der ehefrau ...................................................
*) name und Vorname(n) des ehemannes ...........................................................

beschreibung
größe .............................................................
haarfarbe .......................................................
Farbe der Augen ............................................
nase ...............................................................
gesichtsform .................................................
hautfarbe .......................................................
besondere Kennzeichen ................................

*) nicht Zutreffendes streichen.

Kinder, die den Inhaber des Ausweises begleiten

(dieser Ausweis enthält … seiten ohne umschlag.)

name
..........................
..........................
..........................
..........................

Vorname(n)
..........................
..........................
..........................
..........................

geburtsort u. -datum
..........................
..........................
..........................
..........................

geschlecht
..........................
..........................
..........................
..........................
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(3)

lichtbild des Inhabers
und stempel der ausstellenden behörde

Fingerabdrücke des Inhabers (falls erforderlich)

unterschrift des Inhabers
………………………………………………

(dieser Ausweis enthält … seiten ohne umschlag.)

(5)

Verlängerung oder erneuerung
der gültigkeit

gebühr bezahlt: von ........................................................................................  
 bis ...........................................................................................
geschehen zu: .............................................. datum: .....................................

unterschrift und stempel der
behörde, die die gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(dieser Ausweis enthält … seiten ohne umschlag.)

(5)

Verlängerung oder erneuerung
der gültigkeit

gebühr bezahlt: von ..........................................................................................               
 bis ...........................................................................................
geschehen zu: .............................................. datum: .....................................

unterschrift und stempel der
behörde, die die gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(4)

1. dieser Ausweis gilt für folgende länder: ........................................................
...........................................................................................................................
....................................................................................................................

2. urkunde oder urkunden, aufgrund derer dieser Ausweis ausgestellt wird: 
..........................................................................................................................
..........................................................................................................................
..........................................................................................................................
Ausgestellt in: ...................................................................................................
datum: ..............................................................................................................

unterschrift und stempel der
ausstellenden behörde

gebühr bezahlt:

(dieser Ausweis enthält … seiten ohne umschlag.)

(7-32)

sichtvermerke

der name des Inhabers des Ausweises muss auf jedem sichtvermerk wieder-
holt werden.

(dieser Ausweis enthält … seiten ohne umschlag.)

(6)

Verlängerung oder erneuerung
der gültigkeit

gebühr bezahlt: von ..........................................................................................
 bis ...........................................................................................
geschehen zu: .............................................. datum: .......................................

unterschrift und stempel der
behörde, die die gültigkeit

verlängert oder erneuert.

Verlängerung oder erneuerung
der gültigkeit

gebühr bezahlt: von .......................................................................................... 
 bis ...........................................................................................
geschehen zu: .............................................. datum: ........................................

unterschrift und stempel der
behörde, die die gültigkeit

verlängert oder erneuert.

(dieser Ausweis enthält … seiten ohne umschlag.)
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  PROtOKOll übeR dIe Rechtsstellung   

  deR FlüchtlInge VOm 31. JAnuAR 1967

dIe VeRtRAgsstAAten dIeses PROtOKOlls,

In deR eRwägung, dass das am 28. Juli 1951 in genf beschlossene 
Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (im Folgenden als 
das Abkommen bezeichnet) nur auf Personen Anwendung findet, die 
infolge von vor dem 1. Januar 1951 eingetretenen ereignissen Flücht-
linge geworden sind,

In In deR eRwägung, dass seit Annahme des Abkommens neue Ka-
tegorien von Flüchtlingen entstanden sind und dass die betreffenden 
Flüchtlinge daher möglicherweise nicht unter das Abkommen fallen,

In In deR eRwägung, dass es wünschenswert ist, allen Flüchtlin-
gen im sinne des Abkommens unabhängig von dem stichtag des  
1. Januar 1951 die gleiche Rechtsstellung zu gewähren - sind wie folgt 
übereingekommen:

Artikel 1
AllgemeIne bestImmung

1.  die Vertragsstaaten dieses Protokolls verpflichten sich, die Artikel 2 
bis 34 des Abkommens auf Flüchtlinge im sinne der nachstehenden 
begriffsbestimmung anzuwenden.

2.  Außer für die Anwendung des Absatzes 3 dieses Artikels bezeichnet 
der Ausdruck “Flüchtling” im sinne dieses Protokolls jede unter die 
begriffsbestimmung des Artikels 1 des Abkommens fallende Per-
son, als seien die worte “infolge von ereignissen, die vor dem 1. Ja-
nuar 1951 eingetreten sind, und ...” sowie die worte “... infolge sol-
cher ereignisse” in Artikel 1 Abschnitt A Absatz 2 nicht enthalten.

3.  dieses Protokoll wird von seinen Vertragsstaaten ohne jede geogra-
fische begrenzung angewendet; jedoch finden die bereits nach Ar-
tikel 1 Abschnitt b Absatz 1 buchstabe a) des Abkommens abge-
gebenen erklärungen von staaten, die schon Vertragsstaaten des 
Abkommens sind, auch aufgrund dieses Protokolls Anwendung, so-
fern nicht die Verpflichtungen des betreffenden staates nach Arti-
kel 1 Abschnitt b Absatz 2 des Abkommens erweitert worden ist.

Artikel 2
ZusAmmenARbeIt deR stAAtlIchen behöRden mIt den  
VeReInten nAtIOnen

1.  die Vertragsstaaten dieses Protokolls verpflichten sich zur Zusam-
menarbeit mit dem Amt des hohen Flüchtlingskommissars der Ver-
einten nationen oder jeder ihm etwa nachfolgenden anderen stelle 
der Vereinten nationen bei der Ausübung ihrer befugnisse, insbe-
sondere zur erleichterung ihrer Aufgabe, die Anwendung des Proto-
kolls zu überwachen.

2.  um es dem Amt des hohen Kommissars oder jeder ihm etwa nach-
folgenden anderen stelle der Vereinten nationen zu ermöglichen, 
den zuständigen Organen der Vereinten nationen berichte vorzule-
gen, verpflichten sich die Vertragsstaaten dieses Protokolls, ihnen 
in geeigneter Form die erbetenen Auskünfte und statistischen An-
gaben zu liefern über

 a) die lage der Flüchtlinge,
 b) die durchführung dieses Protokolls,
 c)  die gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften, die in 

bezug auf Flüchtlinge jetzt in Kraft sind oder künftig in Kraft sein 
werden.

Artikel 3
AusKünFte übeR InneRstAAtlIche RechtsVORschRIFten

die Vertragsstaaten dieses Protokolls teilen dem generalsekretär der 
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Vereinten nationen den wortlaut der gesetze und sonstigen Rechts-
vorschriften mit, die sie gegebenenfalls erlassen werden, um die An-
wendung dieses Protokolls sicherzustellen.

Artikel 4
beIlegung VOn stReItIgKeIten

Jede streitigkeit zwischen Vertragsstaaten dieses Protokolls über des-
sen Auslegung oder Anwendung, die nicht auf andere weise beigelegt 
werden kann, wird auf Antrag einer der streitparteien dem Internatio-
nalen gerichtshof unterbreitet.

Artikel 5
beItRItt

dieses Protokoll liegt für alle Vertragsstaaten des Abkommens 
und jeden anderen mitgliedstaat der Vereinten nationen oder einer  
ihrer sonderorganisationen sowie für jeden staat zum beitritt auf, 
der von der Vollversammlung eingeladen wurde, dem Protokoll beizu-
treten. der beitritt erfolgt durch hinterlegung einer beitrittsurkunde 
beim generalsekretär der Vereinten nationen. 

Artikel 6
bundesstAAtsKlAusel

Für bundes- oder nichteinheitsstaaten gelten folgende bestimmungen:

a)  soweit für bestimmte Artikel des Abkommens, die nach Artikel I Ab-
satz 1 dieses Protokolls anzuwenden sind, der bund die gesetzge-
bungszuständigkeit besitzt, hat die bundesregierung die gleichen 
Verpflichtungen wie die Vertragsstaaten, die nicht bundesstaaten 
sind;

b)  soweit für bestimmte Artikel des Abkommens, die nach Artikel I 
Absatz 1 dieses Protokolls anzuwenden sind, die einzelnen län-
der, Provinzen oder Kantone, die gesetzgebungszuständigkei-
ten besitzen, ohne nach der Verfassungsordnung des bundes zum  

erlass von Rechtsvorschriften verpflichtet zu sein, bringt die bun-
desregierung diese Artikel den zuständigen stellen der einzelnen 
länder, Provinzen oder Kantone so bald wie möglich befürwortend 
zur Kenntnis;

c)  Richtet ein Vertragsstaat dieses Protokolls über den generalsekre-
tär der Vereinten nationen eine Anfrage hinsichtlich des Rechts und 
der Praxis des bundes und seiner glieder in bezug auf einzelne be-
stimmungen des Abkommens, die nach Artikel I Absatz 1 des Pro-
tokolls anzuwenden sind, an einen bundesstaat, der Vertragsstaat 
des Protokolls ist, so legt dieser eine darstellung vor, aus der er-
sichtlich ist, inwieweit diese bestimmungen durch den erlass von 
Rechtsvorschriften oder durch sonstige maßnahmen wirksam ge-
worden sind.

Artikel 7
VORbehAlte und eRKläRungen

1.  Im Zeitpunkt seines beitritts kann jeder staat zu Artikel IV dieses 
Protokolls und zur Anwendung jeder bestimmung des Abkommens - 
mit Ausnahme der Artikel 1, 3, 4, 16 Absatz 1 und 33 - nach Artikel I 
des Protokolls Vorbehalte machen, jedoch unter der Voraussetzung, 
dass im Falle eines Vertragsstaates des Abkommens die nach dem 
vorliegenden Artikel gemachten Vorbehalte sich nicht auf Flüchtlin-
ge erstrecken, für die das Abkommen gilt.

2.  die von Vertragsstaaten des Abkommens nach dessen Artikel 42 ge-
machten Vorbehalte finden, sofern sie nicht zurückgezogen werden, 
hinsichtlich ihrer Verpflichtungen aus diesem Protokoll Anwendung.

3.  Jeder staat, der einen Vorbehalt nach Absatz 1 dieses Artikels macht, 
kann ihn jederzeit durch eine an den generalsekretär der Vereinten 
nationen gerichtete diesbezügliche mitteilung zurück-ziehen.

4.  erklärungen, die ein diesem Protokoll beitretender Vertragsstaat 
des Abkommens nach dessen Artikel 40 Absätze 1 und 2 abgibt, 
gelten auch in bezug auf das Protokoll, sofern nicht der betreffende 
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Vertragsstaat bei seinem beitritt eine gegenteilige notifikation an 
den generalsekretär der Vereinten nationen richtet. Artikel 40 Ab-
sätze 2 und 3 und Artikel 44 Absatz 3 des Abkommens gelten ent-
sprechend für dieses Protokoll.

Artikel 8
In-KRAFt-tReten

1.  dieses Protokoll tritt am tage der hinterlegung der sechsten bei-
trittsurkunde in Kraft.

2.  Für jeden staat, der dem Protokoll nach hinterlegung der sechsten 
beitrittsurkunde beitritt, tritt es an dem tage in Kraft, und dem der 
betreffende staat seine beitrittsurkunde hinterlegt.

Artikel 9
KündIgung

1.  Jeder Vertragsstaat dieses Protokolls kann es jederzeit durch eine 
an den generalsekretär der Vereinten nationen gerichtete notifika-
tion kündigen.

2.  die Kündigung wird für den betreffenden Vertragsstaat ein Jahr 
nach dem tage wirksam, an dem sie dem generalsekretär der  
Vereinten nationen zugegangen ist.

Artikel 10
nOtIFIKAtIOn duRch den geneRAlseKRetäR deR VeReInten nA-
tIOnen

der generalsekretär der Vereinten nationen notifiziert allen in Arti-
kel V bezeichneten staaten den Zeitpunkt des In-Kraft-tretens dieses 
Protokolls, des beitritts sowie der hinterlegung und Zurücknahme von 
Vorbehalten zu demselben, der Kündigung sowie der darauf bezügli-
chen erklärungen und notifikationen.

Artikel 11
hInteRlegung des PROtOKOlls Im ARchIV des seKRetARIAts 
deR VeReInten nAtIOnen

eine Ausfertigung dieses Protokolls, dessen chinesischer, enlischer, 
französischer, russischer und spanischer wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist, wird nach unterzeichnung durch den Präsidenten der 
Vollversammlung und dem generalsekretär der Vereinten nationen 
im Archiv des sekretariats der Vereinten nationen hinterlegt. der ge-
neralsekretär übermittelt allen mitgliedstaaten der Vereinten natio-
nen und den anderen in Artikel V bezeichneten staaten beglaubigte 
Abschriften.

gemäß Artikel 11 des Protokolls haben wir dasselbe am einunddrei-
ßigsten Januar neunzehnhundertsiebenundsechzig unterschrieben.

R. Pazhwak, Präsident der Vollversammlung der Vereinten nationen
u thant, generalsekretär der Vereinten nationen
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  lIste deR VeRtRAgsstAAten

des Abkommens vom 28. Juli 1951 und/oder des Protokolls vom  
31. Januar 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge. 

die folgenden 148 staaten sind der Konvention von 1951 und/oder 
dem Protokoll von 1967 beigetreten. staaten, die nur Vertragspartei 
der Konvention von 1951 sind, wurden mit (K) gekennzeichnet, jene, 
die nur dem Protokoll von 1967 beigetreten sind, mit (P).
stand: 12. Februar 2015

* diese staaten haben gemäß Artikel 1 b1 der Konvention erklärt, 
dass sie unter „ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951“ eingetreten 
sind, nur ereignisse verstehen, „die vor dem 1. Januar 1951 in Euro-
pa eingetreten sind“, d.h., dass sie keine nichteuropäischen Flüchtlin-
ge als Konventionsflüchtlinge anerkennen / aufnehmen.

Afghanistan
ägypten
Albanien
Algerien
Angola
Antigua u. barbuda
äquatorialguinea
Argentinien
Armenien
Aserbaidschan
äthiopien
Australien
bahamas
belarus 
belgien
belize
benin

bolivien
bosnien und
herzegowina
botsuana
brasilien
bulgarien
burkina Faso
burundi
chile
china und macao
costa Rica
côte d‘Ivoire
dänemark
deutschland
dominica
dominikanische Republik
dschibuti 

ecuador
el salvador
estland
Fidschi
Finnland
Frankreich
gabun
gambia
georgien
ghana
griechenland
guatemala
guinea
guinea-bissau
haiti
heiliger stuhl (Vatikan)
honduras

Iran, Islamische Rep.
Irland
Island
Israel
Italien
Jamaika
Japan
Jemen
Kambodscha
Kamerun
Kanada
Kap Verde (P)
Kasachstan
Kenia
Kirgisistan
Kolumbien
Kongo *
dem. Rep Kongo
Korea (Republik)
Kroatien
lesotho
lettland
liberia
liechtenstein
litauen
luxemburg
madagaskar (K) *
malawi
mali
marokko
mauretanien
mazedonien
mexiko
moldau (Republik)
monaco *

montenegro
mosambik
namibia (K)
nauru
neuseeland
nicaragua
niederlande
- Aruba, Karibische 
gebiete (P)
niger
nigeria
norwegen
österreich
Panama
Papua-neuguinea
Paraguay
Peru
Philippinen
Polen
Portugal
Ruanda
Rumänien
Russische Föderation
salomonen
sambia
samoa
são tomé und Príncipe
schweden
schweiz
senegal
serbien
seychellen
sierra leone
simbabwe
slowakei

slowenien
somalia
spanien
st. Kitts und nevis (K)
st. Vincent und
die grenadinen
südafrika
sudan
surinam
swasiland
tadschikistan
tansania, Vereinigte
Republik
timor-leste
togo
trinidad und tobago
tschad
tschechische Republik
tunesien
türkei *
turkmenistan
tuvalu
uganda
ukraine
ungarn
uruguay
Venezuela (P)
Vereinigte staaten
von Amerika (P)
Vereinigtes Königreich
Zentralafrikanische
Republik
Zypern
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